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Hermann-Wiliried Bayer, Steuerlehre. Steuerver{as-

sung - Steuergesetz - Steuergericht, Walter de Gruyter,

Ber l in /New York  1998.  835 S. .  198,  DM ISBN 3-11-

004568-0 .

I. Die Zielsetzung des Autors

Der Verlag Walter de Gruyter hat Hermann-Wilfried
Bayers ,,steuerlehre" in das Programm der , ,Großen
Lehrbücher" eingereiht und damit als Grundlagenlite-
ratur giekennzeichnet. Allein die Plazierung macht also
neugierig auf dieses Buch. Und auch der Anspruch,
den Bayer im Vorwort erhebt, ist qroß: ,,Das zweite

Jahrhundert eigenständigen steuerjuristischen Den-

kens sol l te, so der Grundgedanke dieses Buches, nicht

beginnen, ohne daß sich nicht jemand des Bestandes

an Grundlehren angenommen hätte, auf denen das

Steuerrecht in all seiner Vielfalt von Anfang an beruht
hat und noch heute beruht" (S. VII).  lst auch der von

Bayer vermlttelte Eindruck, er sei der erste, der sich des
Steuerrechts systematisierend annimmt, nicht zuletzt
angesichts der Tipfteschen Steuerrechtsordnung nicht
g'anz zutreffend, so muß doch jeder ner.re Versuch, das
Steuerrecht als ein Gerechtigkeitssystem zu er-

scNießen und dem Chaos durch Prinzipien Einhalt zu

bieien, rnit Spannung aufgenommen werden. Drei

Ziele verfolgt Bayer mit seiner Steuerlehre: Das Steu-

errecht soll als ein Recht in Erscheinung treten, das

.. die natürliche Person oder den Menschen zum Mittel-

punkt seiner Regelungen macht". Das Steuerrecht sol l ,

zweitens, in seiner Gesamtheit,  insbesondere in seinem

schuldrechtl ichen Tei l ,  ein,,sicheres dogmatisches

Fundament" erhalten. Schließlich will Bayer der

,,höchstrichterlichen Rechtsprechung in Steuersachen
einen Rang, der weit über das Maß des bisher Ge-
wohnten hinausreicht", zukommen lassen; eine ,,Rich-
terrechtslehre" soli entwickelt werden.

IL Die Konzeption

Der therrratische Bogen der Steuerlehre ist weit ge-
spannt: Auf etwas über 800 Seiten wird das gesamte
Steuerrecht dargestellt einschließlich des Internatio-
nalen und Europäischen Steuerrechts. Das Lehrbuch
gliedert sich in drei große Abschnitte. Im 1. Hauptteil
werden die verfassungsrechtlichen Vorgaben, insbe-
sondere die Bedeutung der Grundrechte für das Steu-
errecht dargelegt. Ein Überblick über Organisations-
strukturen des Steuerverwaltungs- und Steuerprozeß-
rechts sowie ein kurzer Ausflug in das Steuerstrafrecht
schließen sich an. Den Schwerpunkt des Buchs bildet
das Steuerschuldrecht im 2. Hauptteil. Hier finden sich
Themen des allgemeinen Steuerschuldrechts ebenso
wie eine Einführung in die verschiedenen Steuerarten.
Hier entwickelt Bayer auch die Leitidee seiner Steuer-
lehre, den Steuerstufentatbestand. Abgerundet wird
diese Darstellung des materiellen Steuerrechts durch

den 3. Hauptteil, in dem sich Bayer dem Steuerver-nval-
tungsverfahren und dem Steuerprozeßrecht zuwendet.

III. Die Grundlagen, insbesondere das
Steuerverlassungsrecht

Im Grundlagenteil geht es zunächst um Begri{flichkei-

ten, um Ein- und Abgrenzungen, um die Strukturie-

rung der Materie. Das Steuerrecht wird in das Steuer-

gesetzesrecht und das Steuergewohnheitsrecht
(Rdn. 39), das kodifizierte und nicht-kodifizierte Steu-

errecht (Rdn. a0), nach dem Normrang in das Steuer-

verfassungsrecht und das einfache Steuerrecht
(Rdn. 41), nach dem Norminhalt in das Steuerschuid-,

Steuerverwaltungs-, Steuerproze{J- und Steuerstraf-

recht (Rdn. 42) und nach dem Normschöpfer in natio-

nales, Internationales und supranatlonales (Europäi-

sches) Steuerrecht eingeteilt. Interessant ist die Unter-

scheidung zwischen kodifiziertem und nicht-kodifi-

ziertem Steuerrecht. Die einzige Kodifikation auf dem

Gebiet des Steuerrechts ist nach Bayer die Abgaben-

ordnung. Das besondere Steuerschuldrecht gehöre

hingegen dem nicht-kodifizierten Steuerrecht an, weii

es über eine Mehrzahl von Texten verstreut ist.

Die Darstel lung des Steuerverfassungsrechts, Schwer-

punkt des 1. Haupttei ls, zerfäl l t  in zwei große Kom-

plexe, die bundesstaatl iche Steuerverlossung (Rdn. 67

ff.) ,  und die rechfssfoatl iche Steuerverlassung (Rdn. 96

ff.) .  Erfreul ich ist die Bedeutung, die Bayer dem Ver-

fassungsrecht für das Steuerrecht beimißt. Unter der

Überschrift der Rechtsstaatlichkeit faßt der Autor in

erster Linie die Begrenzungen des Steueranspruchs

durch dle Grundrechte, in diesem Zusammenhang

werden die Begriffe der ,,sieuergrundrechte" und

,,Steuerfreiheiten" entwickelt (Rdn. 99). Ein Steuer-

grundrecht oder eine Steuerfreiheit liegi danach vor,

wenn der Burger sich als Steuerbürger auf die Grund-

rechte der Art. 1-19 GG beruft. Bayer geht nun mit der

gesamten Staats- und Steuerrechtsliteratur zu Gericht,

weil sich nirgends der Begriff des ,, Steuergrundrechts "

findet. Soil auf diese Weise impliziert werden, vor

Bayer habe sich noch niemand mit den Auswirkungen

der Grundrechte auf die Besteuerung befaßt, so wäre

dies schlichtweg falsch. Oder wili Bayer nur die Ein-

zigartigkeit der eigenen Begriffsschöpfung unterstrer-

chen? Dabei ist der heuristische Wert des neuen Topos

zweifelhaft. Suggeriert der tsegriff doch, es gäbe spezi-

elJe Grundrechte, die dem Steuereingriff entgegenge-

halten werden könnten. Anders als etwa die Unter-

scheidung in Deutschen- und Ausländergrundrecht

enthält die Kategorie Steuergrundrecht aber keinerlei

qualitative Aussage. Genausogut könnte man Begriffe

wie ,, Gefangenengrundrecht ", ,, soldatengrundrecht "

etc. kreieren, wenn sich der Bürger in einem speziellen

Abhängigkeitsverhältnis zum Staat auf die allgemei-

nen Grundrechte beruft. Eher hinderlich erscheint der

Begriff des Steuergrundrechts, weil er den Riick ver-

engt, indem er nahelegt, daß aus dem allgemelnen

Grundrechtskatalog nur bestimmte Grundrechte der

Steuererhebunq Schranken setzen könnten.
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Fünf Einzelgrr,rndsätze der Besteuerung gewinnt Bayer
aus dem Grundsatz der rechtsstaatlichen Ordnung: Ab-
geleitet aus der Rechtssicherheit die Prinzipien der Ge-
setzmäßigkeit (Rdn. 121, 127) und Tatbestandsmäßig-
keit  (Rdn. 122, 128), als Ausfluß von ,,Art.  3 Abs. 1 GG
oder der Gerechtigkeit" (Rdn. 123) die Grundsätze der
Besteuerung nach dem Leistungsfähigkeitsprinzip
(Rdn. 124, 129) und die Besteuerung nach der Aquiva-
lenz (Rdn. 125, 130) und schl ießl ich, noch einmal abge-
leitet aus der Rechtssicherheit, die Einfachheit oder
Leichtigkeit der Besteuerung (Rdn. 126, 131.;.  Einen
Anwendungsvorrang oder ein Konkurrenzverhält-
nis zwischen den zentralen Gestaltungspnnzipien
der Gleichmäßigkeit (Leistungsfähigkeitsprinzip und
Aquivalenzprinzip) und der Rechtssicherheit (Einfach-

heit) vermag Bayer nicht zu erkennen. Es stehe dem
Gesetzgeber frei,  welchem Prinzip er den Vorrang ge-

währe (Rdn. 134).

In dleser Beliebigkeit jedoch ist Bayers Interpretation

der Gestaltungsspielräume des Gesetzgebers nicht
haltbar, schon deshalb nicht, weil Bayer irrtümlich den
Grundsatz der Einfachheit zu einem Verfassungsprin-
zip erhöht. lndirekte Steuern sollen sich allein auf-
grund der einfachen Erhebung rechtfertigen lassen
(Rdn. 384, 1585). Ein Stufen- oder Spannungsverhältnis
zwischen den Rechtfert igungsgründen der Steuerge-

rechtigkeit und der Einfachheit sei nicht festzustellen.
Dabei zielt  Bayer nicht darauf ab, Steuerqerechtigkelt
durch Steuervereinfachung im Sinne von Rechtsan-
wendungsqleichheit zu verwirkl ichen. Vielmehr soi l

die einfache Steuer per se, allein aufgrund ihrer Ein-

fachheit gerechtfertigt sein. Ob sie auch Lastengleich-

heit verwirkl icht, ist daneben irrelevant. Ein solches
Verständnis von Rechtssicherheit als Einfachheit ent-
spricht dem Prinzip der Bequemlichkeii und Unmerk-
lichkeit der Besteuerung als finanzwissenschaftliches
Postulat im klassischen Sinne Adam Smith 's. Die Ein-

fachheit - und damit nach Bayer Rechtssicherheit - der

indirekten Steuern beruht allein auf der Reduzierung

des Kreises der Abgabenschuldner. Daß hierdurch das

Recht der indirekten Steuern zugleich rechtssicher sei,

kann - man denke nur an die Umsetzungsdefizite der

6. Mehrwertsteuerrichtlinie - nicht festgestellt werden.

Mit dem rechtsstaatlichen Prinzip der Rechtssicherheit
als Schutzanspruch des Bürgers gegen den Staat hat

clie Bayersche Rechtssicherheit jedenfalls nichts ge-

mein. Kompliziertheit des Rechts kann zu Ungleich-

heiten führen, insbesondere in der Rechtsanwendung,

gegebenenfal ls auch zu Rechtsunsicherheit.  Dennoch

kann Einfachheit,  gerade in der Bedeutung Bequem-

l ichkeit der Besteuerung, nicht automatisch mit

Rechtssicherheit gleichgesetzt werden. Einfachheit der

Steuererhebunq für sich betrachtet ist eine außerrecht-

l iche Kategorie, ein ledighch ökonomisches Eff izienz-

postulat. Mit Rechtssicherheit für den Bürger hat dies

nicht zu tun. Daher kann der Grundsatz der Einfachheit

auch nicht bel iebig gegen das Gebot der Gleichmäßig-

keit  der Besteuerung ausgetauscht werden.

Widersprüche zu der Feststel lung einer weitreichen-

den Gestaltungsfreiheit  des Steuerglesetzgebers
(Rdn. 134) ergeben sich, wenn Bayer das einfachge-

setzl iche Steuerrecht als,,konkretisiertes Steuerverfas-

sungsrecht" interpretiert.  Er geht sogar so weit,  ESIG'

GewStG ocler USIG regelten ,,nichts Eigenes"
(Rdn. 167), sondern nur, was als Grundsatz nach der
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Steuerverfassung des Grundgesetzes ohnehin schon
geite, Zwar ist r icht ig, daß der Steuergesetzgeber seine
Gestaltungsmöglichkeiten nur in den Grenzen der Ver-
fassung entfaLten kann. Die Steuergesetze lediglich als
Ausführungsgesetze ohne eigenständigen Regelungs-
gehatt zu interpretieren, überspannt aber die Wirkun-
gen der Verfassung.

IV. Die Bayersche ,,Lehre" vom Stufentatbestand

Das Herzstück der Bayerschen Steuerlehre ist das Steu-
erschuldrecht (2, Flauptteil) und hier wiederum die
von Bayer bereits in den 70er Jahren entwickelte

,,Lehre vom Stufenbau des Steuertatbestandes" (Rdn.

386-399), die der gesamten Darstel lung des besonde-
ren Steuerschuldrechts zugrunde gelegt ist. Der Steuer-
tatbestand gliedert sich danach in drei große Stufen:

Raumtatbestand, Grundtatbestand und Höhentatbe-

sloncl.  Der , ,Raumtatbestand" umfaßt als eine Art Vor-
prüfung den räumlichen Anwendungsbereich. Hier soll

untersucht werden, ob der Steuerpflichtige der inländi-

schen Steuerhoheit unterliegt, also entweder unbe-

schränkt ster-rerpf l icht ig ist oder als beschränkt Steuer-
pflichtiger mit seinen lnländischen Einkünften zur Be-

steuerung herangezogen werden kann.,,Grundtatbe-

stand" und ,,Flöhentatbestand" machen den ,,Tatbe-
stand im engeren Sinne" aus. Im Rahmen des

Grundtatbestandes sind die Tatbestandsmerkmale
Steuersubjekl (persönl iche Steuerpfl icht) und Steuer-
gegenstand (steuerbare Handlung) angesiedelt,  der

Höhentatbestand umfaßt den Sleuermaßstab und den

Steuersatz.

Nun ist die Tatbestandsmäßigkeit des Steuerrechts

nichts Besonderes, sondern ein essential ium des staat-

lichen Eingrilfsrechts. Schließlich normiert $ 38 AO:

,,Die Ansprüche aus dem Steuerschuldverhältnis ent-

stehen, sobald der Taibestand verwirklicht ist, an den

das Gesetz dre Leistungspfl icht knüpft." Was also ist

das Neue an Bayers Tatbestandsaufbau, was macht

cliesen Aufbau zur Tatbestands]eftre, und was ist der

Nutzen der Bayerschen Stufenbaulehre?

Die Antwort ist jenseits jeder ideologischen Entzwei-

ung, die Bayer permanent aufzubauen sucht (z B.

Rdn. 392, 503), recht einfach: Der Steuertatbestand

wird von Bayer neu strukturiert,  tei lweise werden die

Tatbestandsmerkmale des klassischen Tatbestands-

aufbaus auch nur neu benannt. Der klassische Tatbe-

standsaufbau spricht ebenfalls von Steuersubjekt, un-

terscheidet ferner zwischen Steuerobjekt, Steuerbe-

messungsgrundlage und Steuersatz. Uber die Zurech-

nung wird das Steuerobjekt dem Steuersubjekt zuge-

ordnet. Im Zentrum des klassischen Aufbaus des

Einkommensteuertatbestands steht dabei aber ais

Steuerobjekt bzw. Steuergegenstand das Einkommen.

Die Handlungen des Steuerpflichtigen - und das rst der

zentrale Unterschied zu Bayer - spielen daneben nur

eine untergeordnete Rolle. Bayer hingegen sieht den

Gruncl fr ir  die Besteuerung stets in einer , ,Tätigkeit"

oder , ,  Handlung ".

Warum der Handlung im Steuerrecht syslemlragencle

Becleutung zukommen soii, täßt sich ieider nicht in Er-

fahrung biingen. Vergebiich sucht man in dem Kapitel

mit deit lberschnft , ,Der Steuertatbestand" nach einer

doclmatischen Gruncllegung der Bayerschen Stufentat-
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bestandslehre. Bayer begnügt sich mit der Berufung
auf die Traditiou Albert Henseis (Rdn. 392) und der
schlichten Darstellung der einzelnen Tatbestands-
merkmale. Gerade dort, wo er sich von dem herkömm-
lichen Tatbestandsaufbau abhebt, nämlich beim Steu-

ergegenstand als steuerbarer Handlung, versagt Bayer

dem Leser eine Erklärung der Uberlegenheit seines

Konzepts. Wenn der Autor beklagt, daß es im Steuer-

recht anders als im Strafrecht keine umfassende Hand-
lungslehre gebe (Rdn. 503), so hätte man sich ge-
wünscht, daß er erläutert, wo die struktureilen Ge-
meinsamkeiten zwischen der Funktion der tatbe-
standsmäßigen Handlung im Straf- und Steuerrecht
liegen, zumal gerade die Unterschiede augenfällig
sind: Strgfe setzt Schuld voraus. Die Schuldfrage stelit
sich nur,'wenn rechtswidig gehandell wurde, und als
rechtswidrige Handlung kommen nur solche Handlun-
gen in Betracht, die einem strafrechtlich normlerten
Tatbestand entsprechen. Auf die Handlung beziehen
sich daher alle Stufen des strafrechtlichen Unwertur-
teils; sie ist das Verbindungselement für das Unrechts-
urteil. Das Sirafrecht unterscheidet zudem zwischen
Handlungs- und Erfolgsunrecht. Schon die Betätigung
eines rechtsfeindlichen Willens kann, selbst wenn der
Erfoig ausbleibt, die Strofwürdigkeit ei.nes Verhaltens
begründen. Deshalb kennt das Strafrecht Unterneh-
mensdelikte; deshalb ist bereits der Versuch einer
Straftat strafwürdig. Sleuerwürdig ist der Steuerpflich-
tige hingegen aliein aufgrund des von ihm erzieiten
wirtschaftlichen Erfolgs. Besteuert wird der Steuer-
pflichtige nicht, weil er handelt, sondern weil er Ein-
kommen erzieit. Nicht die Handlung als solche rnteres-
siert das Steuerrecht, sondern nur der wirtschaftliche
Erfolg dieser Handlung. Die ,,versuchte Elnkünfteer-
zielung" löst keine Steuerfolge aus. So bleibt die Nütz-
i ichkeit dieser so vehement vertretenen ,,Lehre" im
dunkeln. Schließlich läßt sich die Handlungsbezogen-
heit auch schwerlich im gesamten Steuerschuldrecht
durchhalten. Während die Handiung im Einkommen-
steuerrecht schon durch die Formulierung ,,erzielte
Einkünfte " einen gewissen Widerpart im Gesetz findet,
läßt sich die Besteuerung von Leistungsfähigkeits-
transfers, etwa im Erbschaft- und Schenkungsteuer-
recht, kaum mehr auf den Handlungsgedanken
zurückführen, auch wenn Bayer in diesem Zusammen-
hang wohl den Besitz von Vermögen als steuerbare
,,Handlung" gedeutet wissen wil l  (Rdn. 1003 ff . ,  1006,
1063). Nachvollzogen werden kann diese Subsumtion
nicht, da man vergeblich elne präzise Definition der
steuerlichen Handlung sucht. Bayer faßt unter dem Be-
griff der steuerbaren Handlung recht unscharf ,,die
Verhaltensweise, die Leistung, die Täti.gkeit oder die
Handlung ... , die seitens des Steuerpflichtigen an den
Tag gelegt werden muß, damit der Steuertatbestand
ihm gegenüber entsteht (Rdn. 503). "

Ein weiterer möglicher Unterschied zum traditionellen
Tatbestandsverständnis liegt in der Betonung der suk-
zessiven Prüfungsabfolge, die der Bayersche Stufen-
tatbestand vorgibt (Rdn. 392). Die einzelnen Tatbe-
standsmerkmale bauen streng auJeinander auf, stehen
in einem Über-/Unterordnungsverhä1tnis. Ohne diese
Betonung des Stufencharakters wird aber auch im her-
kömmlichen Tatbestandsaufbau zumeist beginnend
mit dem Steuersubjekt die Prüfungsabfoige eingehal-
ten.

Die Aufbereitung des steuerrechtlichen Tatbestandes
zum Stufentatbestand mag bei der Subsumtion der ge1-
tenden Steuergesetze helfen, mag viel leicht sogar
manches Zurechnungsproblem beseitigen. Erkennt-
nisse über den t ieferen Sinn, die Systematik des Steu-
errechts vermittelt sie aber nur in begrenztem Umfanq.
Die Lehre vom Steuerstufentatbestand ist demnach
eher eine didaktische Methode, die sich im Funktionel-
Ien erschöpft.

V. Die Darstellung der einzelnen Steuerarten

Konsequent wendet Bayer den Stufenaufbau auf die
Darstel lung der einzelnen Steuerrechtsarten an. Neu-

artig ist die Form der Darstellung schon deshalb, weil

Bayer die einzeinen Steuerrechtsalten nicht in sich ge-

schlossen abhandelt, sondern in einer Art Längsschnitt
anhand der einzelnen Tatbestandsmerkmale. So sucht
man vergebens nach einem Kapitel Einkomrnensteuer-
recht, Körperschaftsteuerrecht, Umsatzsteuerrecht usw.
Statt dessen werden kapitelweise die Steuerrechtssub-
jekte (Rdn. 457 tt .)  der einzelnen Steuerarten auf-
geführt,  dann die Steuergegenstände {Rdn. 503 ff .) ,
Steuermaßstäbe (Rdn. I704 ff  .)  und Steuersätze
(Rdn. 1453 ff.), schließlich i.n einem eigenen Kapitel die
Steuervergünsti .gungen (Rdn. 1500 ff  .) .  Auf diese Weise
soll nachgewiesen werden, daß allen Steuerarten das-
selbe Bauprinzip zugrunde liegt, was eigentlich nie an-
gezweifelt worden ist. Auch in der herkömmlichen
Lehrbuchliteratur findet sich reqelmäßig für die einzel-
nen Steuerarten eine an den Tatbestandsmerkmalen
orientierte Darstellung. Neue Bedeutungszusammen-
hänge erschließen sich auf diese Weise nicht. Neuartig
sind nur die von Bayer geprägten Begrifflichkeiten. Da
wird im Rahmen des Steuersubjekts zwischen dem

,,Personensteuerrecht" (Rdn. 460 ff .)  und dem ,,Jeder-
mannsteuerrecht" (Rdn. 485) unterschieden. Der Steu-
ergegenstand iäßt die Steuergesetze in ,,Wirtschaft-
steuergesetze" (ESIG, GewStG, USIG, besondere Ver-
brauchsteuern, Rdn. 512 ff .) , , ,Privatsteuergesetze"
(Ört l iche Aufwandsteuern und Kfz-Steuer, Rdn. 954 ff  .)
sowie,,Al lgemeinsteuergesetze" (VSIG und ErbStG,
Rdn. 1001 ff .)  zerfal len. Die Gruppierungen erfolgen
nach der jeweils als Besteuerungsgrund mafJgeblichen
Handlung. Wie wenig aussagekräftig die Handlung a1s
Ausgangspunkt elner Systematisierung des Steuer-
rechts ist, wird dabei sehr anschaulich. Jedenfalls
bleibt unklar, warum Bayer die Kfz-Steuer der Privat-
sphäre zuordnet (Rdn. 956); die Charakterisierung der
Verbrauchsteuern als,,Wirtschaftsteuern" wird weder
der Intention des Gesetzgebers gerecht, noch gibt sie
den Belastungsgrund zutreffend wieder und verschlei-
ert ferner, wer die Steuer trägt, nämlich nicht die Wirt-

schaftseinheit, sondern der private Konsument.

Die Darstellung der einzelnen Steuerarten kann hier
nicht en d6tail kommentiert werden, sondern muß sich

auf einige grundsätzliche Anmerkungen beschränken.
Bemerkenswert ist, daß Bayer sich nicht auf die Be-
schreibung der großen Ertragsteuern und der Umsatz-
steuer beschränkt, sondern das geltende Vielsteuersy-
stem in seiner ganzen Breite schildert, keine der rund

dreißig derzeit existenten Steuern auslassend und mlt
vielen interessanten Hinweisen zur Steuergeschichte.
Viel Aufmerksamkeit schenkt Bayer dem Konglomerat
der gemeindlichen Steuern, er beschränkt sich aller-



dings auf die bloße Deskript ion. So lesen sich die Ab-
schnitte über die örtlichen Verkehrs- und Aufwand-
steuern (Rdn. 957 ff .)  wie ein Panoptikum f iskal i-
stischen Einfallsreichtums aus Vergnügungsteuer, Ge-
tränkesteuer, Hundesteuer, Zweitwohnungsteuer,
Einwohnersteuer und Jagdsteuer; Bayers Darstel lungs-
eifer erstreckt sich sogar auf die nicht mehr gebräuch-
l iche Reitpferdesteuer. Systemkrit ik bleibt jedoch aus.

Leider entsprechen die Schwerpunkte, die Bayer bei
der Darstellung der einzelnen Steuerrechtsarten setzt,
nicht immer deren praktischer oder theoretischer Rele-
vanz. So gi l t  Bayers ganze Liebe dem Zweitwoh-
nungsteuerrecht ( insb. Rdn. 143, 443, S7l f f  .) ,  zentrale
Problemkreise wie die einkommensteuerrechtliche Be-
handlung der wiederkehrenden Bezüge werden indes-
sen nur gestreif t  (Rdn. 768, 1221). Dabei hätte man auf
den Umgang mit dieser Einkunftsart gespannt sein
dürfen, Denn gerade die wiederkehrenden Bezüge,
insbesondere das Sonderrecht der Vermögensübertra-
gungen gegen Versorgungsleistungen als Besteuerung
eines Leistungsfähigkeitstransfers würden Bayers
Handlungslehre auf die Probe stellen, wobei nicht ver-
hehlt werden soll, daß die dogmatische Einordnüng
dieser Rechtsfigur auch nach herkömmlicher Bestim-
mung des Ster-rergegenstandes Schwierigkeiten berei-
tet. An cler Oberfläche bieibt auch die Darstellung der
Mitunternehmerschaft (Rdn. 619 ff .) .  Hatte man sich
hier durch die Bayersche Handlungslehre neue Im-
pulse ftir die Lösung der virulenten Zurechnungs- und
Quali f ikat ionsprobleme erhofft ,  so erschöpfen sich die
Ausführungen im Konventionellen. Ebenso vermißt
man angesichts der Ankundigung, die natürliche Per-
son in das Zentrum des Steuerrechts stellen zu wollen,
grundsätzliche Ausführungen zum Verhältnis der Be-
steuerung von Kapitalgesel lschaft und Antei lseigner.
Nicht die notwendige Selektion in einer solchen Ge-
samtdarstellung des Steuerrechts verdient Kritik, son-
dern die kaum nachvollziehbaren Auswahlkriterien.

VI. Die Systematisierung der Steuern

Daß der Stufentatbestand eine rein funktionelle Be-
deutung hat, wird spätestens bei der von Bayer vorge-
nommenen Systematisierung der Steuern deutl ich {8.
Kap., Rdn. 1573 ff .) .  Ausgangspunkt der Bayerschen
Sysiematisierung ist die Unterscheidung in die Haupt-
grlrppen direkte und indirekte Steuern (Rdn. 1581). Die
direkten Steuern werden weiter in Personalsteuern
(Steuern auf Einkommen und Vermögen) und Objekt-
steuern (Realsteuern r-rnd Aufwandsteuern), die indi-
rekten Steuern in Verkehrs-, Verbrauchsteuern und
Zölle eingeteilt. Die Einteilunq in indirekte und direkte
Steuern hält Bayer für entscheidend für die Frage der
Steuerrechtfertigung. Direkte Steuern seien durch die
Steuergieichheit und Steuergerechtigkeit, lndirekte
Steuern durch die Prinzipien der Rechtssicherheit und
Rechtseinfachheit zu legitimieren. Bayer greift hier also
die im ersten Hauptteil entwickelte Steuerrechtferti-
gung wieder auf. Ob der Einteih,rng in direkte und in-
direkte Steuern tatsächlich Aussagekraft hinsichtlich
ihrer Legitimierung beigemessen werden kann, muli
bezweifelt  werden. Zunächst ist die direkte oder indi-
rekte Erfassung elner Steuerquelle eine Frage der Er-
hebungstechnik. Daneben ist die Unterscheidung als
Vorf rage Iür die Beurteilung der Steuerrechtfertigung
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maßgeblich, weil zunächst der Steuerdestinatar isoliert
werden muß, um zu beurteilen, ob clessen Belastung
gerechtfert igt werden kann. Dies bedeutet aber nicht,
daß an indirekte und direkte Steuern ganz unter-
schiedliche Rechtf ertigungsmaßstäbe angelegt werden
dürften. Das Recht der indirekten Steuern darf nicht
von vornherein einer gleichheitsrechtiichen Betrach-
t u n g  e n l z o g e n  w e r d e n .

VII. Das Steuerverfahrensrecht

Im Dritten Hauptteii wird das Steuerverfahrensrecht, in
einem Anhang knapp das Internationale und Europäi-
sche Steuerrecht abgehandelt. I{ier beschränkt sich
Bayer im wesentlichen auf die Deskriptlon des gelten-
den Rechts. Er bemüht sich allerdings wiederum, neue
Zusammenhänge herzustel len. So tei l t  er das Besteue-
rungsverfahren in das Vorverfahren (Buchführungs-
pflichten der Steuerpflichtigen), das Hauptverfahren
(Ermitt lung der Besteuerungsgrundlagen und Steuer-
festsetzung) und das Nachverfahren (Berichtigungs-
verfahren, Einspruchsverfahren, Beitreibungsverfah-
ren) ein. Ob diese Neueinteilung und ihre terminologi-
sche Bezeichnung besonders geglückt sincl,  mag da-
hinstehen. Unklar bieibt wie so oft, worum sich Bayer
vom herkömmlichen Sprachgebrauch löst und dafür
sogar vom Gesetzgeber bereits besetzte Begrif fe wie
den Terminus des Vorverfahrens (z.B $ 44 FGO) statt
für das Einspruchsverfahren für die Buchführungs-
pflichten des Steuerpflichtigen zur Anwendung bringt.

VIII. Die Auswertung von Rechtsprechung
und Literatur

Eine ,,Richterrechtslehre" woll te Bayer entwickeln. Ist
es ihm getungen? Über 1600 Entscheidungen habe er
ausgewertet, erfährt man im Vorwort.  Doch die Masse
allein macht noch keine Richterrechtslehre aus. Zwar

belegt Bayer nahezu jede eigene Aussage durch ein
wört l iches BFH-Zitat.  Meist kommt es dabei aber auf

den genauen Wort laut des Zitats gar nicht an. Der BFH
wird von Bayer sogar dann wörtlich zitiert, wenn es sich
um die bloße Wiedergabe des Gesetzes handelt (2. B.
Rdn, 7BG). Auch wenn Bayer nicht näher erläutert,  was

er sich unter , .Richterrechtslehre" vorstel l t  -  nahelie-
gend ist,  daß er fede Gesetzesanwendung als Richter-

recht verstanden wissen möchte - so hätte man von el-

ner Richterrechtslehre erwarten dtrrfen, daß die

Rechtsforfbj.lclung durch den BFFI im Vordergrund

steht. Doch vergeblich hofft man auf eine inüraltliche

Auseinandersetzung mit der Rechtsprechung. Es bleibt

beim bloßen Zitat,

Vorbildlich ist hingegen die Auswertung der klassi-
schen Grundlagenliteratur. Zu vielen Fragen werden
etwa Adom Smil,lt, Adolph Wagner, Enno Becker oder

Albert Hensel angeführt. Bemerkenswert sind auch die
Ausfluge in die Steuergeschichte. Ansonsten folgt die

Literaturauswahl jedoch, gerade soweit es um Einzel-

fragen geht, keinem erkennbaren Sysiem, ist besten-

fal ls als selektiv zu bezeichnen. Regelrecht ärgerl ich

stimmt Bayers Umgang mit konträren Ansichten Ab-

weichende Meinungen, oft  ist das die herrschende,

werden als , ,abwegig!",  , ,polemisch!" bezeichnet; be-

gründet wird ciie erteilte Abfuhr nie. F{at Bayer einen

neuen Begrif f  erfunden, dann durchsucht er systema-
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t isch die gesamte vorhandenen Fachli teratur, um mit
, , IFeh lanze ige !1"  zun. r  Ausdruck  zu  br ingen,  daß d ieser
Begrif f  bisher nicht rrerwenclet wurde, was dem Leser
den - in al ler Regel unzutreffenden - Eindruck vermit-
telt ,  mit clem Problem selbst habe sich vor Bayer noch
nienrand anseinandergesetzt.  Diese oft ganz unnötige
Polemik schmälert den Wert des Buchs erheblich.

IX. Empfehlung

Bleibt noch die Frage, an wen sich das Buch r ichtet, wer
von Bayers Steuerlehre profi t ieren kann. AIs Lehrbuch
ist cl ie Steuerlehre mit Sicherheit ungeeignet. Vermit-
telt  sie doch einen Einclruck vom Steuerrecht, der sich
in vielen Fal len nicht mit der gängigen Dogrnatik, vor
al lem nicht mit der bekannten Terminologie deckt.
Dem Ner-r l ing im Steuerrecht dürfte es deshalb schwer
fal len, sich anhanci Bayers Steuerlehre zu orientieren,
zumal die Abrveichungen von der herrschenclen No-
menklatur meist nicht nur nicht begründet, sondern
auch gar nicht kenntl ich gemacht werden. Zudem sind
die Darstel lungen oft unvol lständig, werden ganze Pro-
blembereiche ausgespart oder doch nur sehr rudi-
mentär behandelt.  Die Benutzerfreundlichkeit leidet
außerdem, weil  Bayer statt der übl ichen Zit ierform
von BFlI-Entscheidungen im Bundessteuerblatt aus-
schl ießl ich die Amti iche Entscheidungssammlung her-
anzieht. Nur über eln Entscheidungsregister im An-
hang kann man sich die entsprechende Fundstel le im
Bundessteuerblatt erschl ießen. Zudem macht die Form
der Darstel lung das Bayersche Lehrbuch ungleeigtret
zum schnellen Auff inden von Problemfragen. Das Buch
setzt sich zusammen aus einem in mehreren Gliede-
rungsebenen untertei l ten Haupttext, stänc1ig unterbro-
chen durch vert iefende Erläuterungen. Dies bringt es
mit sich, daß sich einzelne Sätze zum Teil  über mehrere
Seiten hinziehen, tvas ein schnelies Nachschlagen fast
r r n m Ä r r l i r h  m r e h t

Trotz al ler Kri t ik ist das von Bayer vorgelegte Buch je-
doch in seiner Geschlossenheit faszinierend. Hier er-
r ichtet jemand ein Gedankengebäude unbeirrt  vom
Rest der Fachr'velt ,  nicl-rt  nur als in sich geschlossene
Konzeptlon, sondern gleichsam verschlossen gegen-
über al len äußeren Einf lüssen. Eigenwil l ig ignoriert
Bayer jede mögiiche Krit ik, löst sich von tradierten Ka-
tegorien, erf indet das Steuerrecht zumindest begrif f l ich
neu. Den geweckten Erwartungen r.vird er indessen
nicht gerecht. Das im Vorwort angeki indigte epochale
W c r k  l i e g t  n j c h t  v o r .  H r c r  w u r d e  k c i n  t r a q l ä h i g e s  d o g -
matisches Fundament geschaffen, keine Gerechtig-
keits-, sondern bestenfal ls eine Formalordnung. Der
Steuerstufentatbestand, als Al lhei lmittel angepriesen,
entpuppt sich als ein rein technisches instrurnent der
Steuerrechtsanwenclung.

Dr. JOI{ANNA HEY. Köln
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